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Erziehungsbeistandschaft und Kindesvermögensschutz

Sachverhalt und Fragestellung

Das nach Art. 308 (ob nach Absatz 1 und/oder 2 geht aus dem Sachverhalt nicht hervor) in Verbindung mit einem Obhutsentzug nach Art. 310 ZGB verbeiständete ca. 2-jährige Kind einer mit dem Vater nicht verheirateten und schwer drogenabhängigen Mutter mit zivilrechtli-chem Wohnsitz in der Gemeinde A ist bei den Grosseltern mütterlicherseits in der Gemeinde B. platziert. Die Mutter kann das Kind nur bei ihren Eltern besuchen und nicht zu sich nach Hause nehmen. Sie wird von ihrer Wohnsitzgemeinde unterstützt.
Der Vater bezahlt gestützt auf einen Unterhaltvertrag Unterhaltsbeiträge auf ein Sperrkonto, das durch die Aufenthaltsgemeinde (VB?) des Kindes errichtet worden ist. Die Unterhaltsbei-träge müssen zur Zeit nur für die Deckung von Nebenkosten herangezogen werden, so dass ein monatlicher Überschuss von ca. Fr. 300.- resultiert, der ins Kindesvermögen fällt.
Die Wohnsitzgemeinde, bei der die Mutter wirtschaftliche Sozialhilfe bezieht, erkundigt sich, wer dieses Kindesvermögen verwalten müsse, die Gemeinde, welche Sozialhilfe ausrichte oder die VB am Aufenthaltsort des Kindes und ob allenfalls eine Kindesvermögensbeistand-schaft errichtet werden müsse.

Erwägungen

1. Das Recht und die Pflicht das Kindesvermögen zu verwalten, obliegt den Eltern, solange ihnen die elterliche Sorge zusteht (Art. 318 Abs. 1 ZGB). Zum Schutze des Kindesvermögens hat der Gesetzgeber generelle
 und im Einzelfall indizierte Massnahmen
 vorgesehen. 

2. Wird dem Inhaber der elterlichen Sorge die Vermögensverwaltungsbefugnis gestützt auf Art. 325 ZGB entzogen, kann sie nicht dem Beistand nach Art. 308 Abs. 2 unter gleichzeitiger Beschränkung der elterlichen Sorge gestützt auf Art. 308 Abs. 3 ZGB übertragen werden.
 Hingegen kann die bestehende Beistandschaft nach Art. 308 ZGB um die Vermögensverwaltungsbeistandschaft nach Art. 325 ZGB erweitert und diese dem gleichen oder einem anderen Beistand übertragen werden, je nachdem, was zweckmässig erscheint.

3. Falls die Kinderunterhaltsbeiträge nur vorübergehend, z.B. bis das Kind wieder von der Mutter betreut werden kann, und solange der Unterhalt teilweise oder ganz durch andere Mittel bestritten wird, ins Kindesvermögen fallen, ist eine Verwaltung des Kindesvermögens im Einverständnis mit der Mutter, welche die Verwaltungsbefugnis kraft elterlicher Sorge für sich beanspruchen könnte, auch ohne Vermögensverwalt- ungsbeistandschaft nach Art. 325 ZGB durch die VB am Ort, an dem die Unterhalts-beiträge eingehen, zulässig, wenn sichergestellt ist, dass das Kindesvermögen nicht zweckentfremdet wird.
4. Zeichnet sich jedoch ab, dass die Mutter längerfristig nicht in der Lage ist, ihr Kind selber zu betreuen und wenn das errichtete Pflegeverhältnis als Dauerpflegeverhältnis angelegt ist und wenn weiterhin ein Überschuss aus den Unterhaltsbeiträgen resultiert,  empfiehlt es sich, zusätzlich eine Kindesvermögensbeistandschaft zu errichten.

5. Wenn die Erziehungsbeistandschaft wie im vorliegenden Fall am Wohnsitz der Pflegeeltern geführt wird
, erscheint es als zweckmässig, die Vermögensverwaltung dem gleichen Beistand zu übertragen, der das Pflegeverhältnis begleitet und das Besuchsrecht überwacht. Im Falle einer längerfristigen Perspektive ist es auch nicht zweckmässig, die Beistandschaft auf die Wohnsitzgemeinde der Mutter zu übertragen, da alle massgeblichen Interventionen am Aufenthaltsort des Kindes erfolgen und koordiniert werden müssen.

Niederrohrdorf, 15. April 2008 

Christoph Häfeli
� Inventarpflicht in den Fällen, in denen nur ein Elternteil Inhaber der elterlichen Sorge ist, Art. 318 Abs. 2 ZGB).


� Periodische Rechnungsstellung und Berichterstattung, Art. 318 Abs. 3 ZGB; geeignete Massnahmen nach Art. 324 ZGB und die Errichtung einer Vermögensverwaltungsbeistandschaft nach Art. 325 ZGB.


� Yvo Biderbost, Die Erziehungsbeistandschaft (Art. 308 ZGB), Diss Freiburg 1996, S. 380.


� Die Beistandschaft wurde errichtet, als die Mutter noch am gleichen Ort Wohnsitz hatte wie ihre Eltern, die das Kind betreuen.


� Vgl. Übertragung vormundschaftlicher Massnahmen, Empfehlungen der Konferenz der kantonalen Vormundschaftsbehörden vom September 2002, in ZVW 6/2002, S. 205 ff., namentlich Ziff. 2.2, S. 213 f.





